
„Ihr Fascho-Apologet*innen!“

– Systematisierungsversuch einer festgefahrenen

Diskussion

Am 26. April 2016 reichte das Referat gegen Faschismus zusammen mit

der Hochschulgruppe Die Linke.SDS einen Finanzantrag als Eilantrag ein,

der  eine  Busfahrt  für  Studierende  zu  den  Protesten  gegen  den  AfD-

Bundesparteitag  zu  erträglichen  Preisen  ermöglichen  sollte.  Laut

Plakataufruf  in der Uni  und mündlicher Begründung im Studierendenrat

ging es dabei auch darum, die Blockaden des Parteitags zu unterstützen.

In derselben Sitzung entbrannte dann eine wütende, emotionale, teils sehr

unsachliche  und  wenig  zielführende  Diskussion,  bei  der  sich

Antifaschist*innen  vermeintlichen  Fascho-Apologet*innen  gegenüber

sahen, während anderen die Vermischung von rechtlichem Ist-Zustand mit

rechtlichem Soll-Zustand gegen den Strich ging oder das augenscheinlich

fehlende Verständnis für mögliche rechtliche Konsequenzen für die ganze

Verfasste Studierendenschaft Freiburg zuwider war.

Keinesfalls  besser,  eher  noch  schlechter  und  persönlicher  wurde  die

Diskussion  in  der  darauffolgenden  Woche  auf  Basis  eines  nicht  sehr

förderlichen  „dringenden  Appells“  der  Fachschaft  Soziologie,  der  nach

eigenen Angaben eine wichtige Diskussion anregen sollte.

Neben  offensichtlichen  Problemen  in  der  Diskussionskultur,  die

Instrumente,  wie die Redeliste mit  Erstredner*innenquotierung oder das

inoffizielle Verbot vom Klopfen auf den Tischen zur Farce werden lassen

und einer niedrigschwelligen, offenen Diskussion für alle entgegenstehen,

war insbesondere problematisch, dass die Diskussion zu jedem Zeitpunkt

und  von  den  meisten  Akteur*innen  auf  mehreren  Ebenen  bzw.

Themensträngen gleichzeitig geführt wurde und diese mitunter vermischt



und  unzulässig  verknüpft  wurden.  Für  eine  zielführende  Diskussion  mit

Ergebnissen,  die  die  politische  Arbeit  der  Studierendenschaft  dauerhaft

beeinflussen  können  und  in  Zukunft  bestimmte,  langwierige  Debatten

überflüssig werden lassen können, ist eine Systematisierung und Trennung

der Diskussionsebenen unerlässlich.

(Allgemein-)Politisches Mandat

Vielleicht eine der wichtigsten Ebenen und zentralen Fragen innerhalb der

Verfassten  Studierendenschaft  ist  die  nach  der  Ausgestaltung  des

politischen  Mandates  der  Verfassten  Studierendenschaft.  Während

konservative Vertreter*innen oftmals ein rein hochschulpolitisches Mandat

fordern,  wohl  die  „links-grünversifften“  Studierendenproteste  der

Vergangenheit im Hinterkopf habend, ist die Forderung einer progressiven

Studierendenschaft  schon  immer  ein  uneingeschränktes

allgemeinpolitisches Mandat gewesen.

Für  Entscheidungen  der  Studierendenschaft  ist  aber  insbesondere  der

rechtliche  Ist-Zustand  relevant.  Dafür  lohnt  ein  Blick  in  das

Landeshochschulgesetz Baden-Württemberg, genauer gesagt in § 65 LHG-

BW1.  Dort  werden  der  Studierendenschaft  bestimmte  Aufgaben

übertragen.  Diese  werden  aber  gleichzeitig  unter  bestimmte

Einschränkungen gesetzt.

So steht in Absatz 2 und 3:

„(2) Die Studierendenschaft verwaltet ihre Angelegenheiten im 

Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen selbst. Sie hat 

unbeschadet der Zuständigkeit der Hochschule und des 

Studierendenwerks die folgenden Aufgaben:

1. die Wahrnehmung der hochschulpolitischen, fachlichen und 

fachübergreifenden sowie der sozialen, wirtschaftlichen und 

kulturellen Belange der Studierenden,

2. die Mitwirkung an den Aufgaben der Hochschulen nach den §§ 2 

bis 7,
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3. die Förderung der politischen Bildung und des staatsbürgerlichen 

Verantwortungsbewusstseins der Studierenden,

4. die Förderung der Chancengleichheit und den Abbau von 

Benachteiligungen innerhalb der Studierendenschaft,

5. die Förderung der Integration ausländischer Studierender, die 

einen Studienabschluss in Baden-Württemberg anstreben,

6. die Förderung der sportlichen Aktivitäten der Studierenden,

7. die Pflege der überregionalen und internationalen 

Studierendenbeziehungen.

(3) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben ermöglicht die Studierendenschaft 

den Meinungsaustausch in der Gruppe der Studierenden und kann 

insbesondere auch zu solchen Fragen Stellung beziehen, die sich mit

der gesellschaftlichen Aufgabenstellung der Hochschule, ihrem 

Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung sowie mit der Anwendung der 

wissenschaftlichen Erkenntnisse und der Abschätzung ihrer Folgen 

für die Gesellschaft und die Natur beschäftigen.“

In Absatz 4 aber steht:

„(4)  Im  Rahmen  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  nimmt  die

Studierendenschaft ein politisches Mandat wahr. Sie wahrt nach den

verfassungsrechtlichen Grundsätzen die weltanschauliche, religiöse

und parteipolitische Neutralität.“

Wenn  die  Studierendenschaft  also  tätig  werden  will,  dann  muss  diese

Tätigkeit  also  bestenfalls  zunächst  unter  die  in  Absatz  2  und  3

beschriebenen Aufgaben zu subsumieren sein und darf dann nicht die in

Absatz 4 Satz 2 genannten Grenzen überschreiten. Anderenfalls könnt die

Tätigkeit rechtswidrig sein.

Sowohl progressive Geister als auch Konservative schauen also zunächst

in  die  Röhre.  Weder  existiert  in  Baden-Württemberg  qua  legem  ein

uneingeschränktes  allgemeinpolitisches  Mandat,  noch  lässt  sich  sagen,

dass die Studierenden lediglich Theaterstücke aufführen sollten oder nur

die gemeinschaftlichen Leibesübungen sicherstellen müssen, wie sich das

wohl  1977  Hans  Filbinger  wünschte,  als  er  die  Verfassten

Studierendenschaften kurzerhand verbot.



Insbesondere fällt für die vorliegende Diskussion der Satz zur Wahrung der

„parteipolitischen Neutralität“ ins Auge. 

Die  Frage  nach  der  Ausformung  des  politischen  Mandates  in  Baden-

Württemberg  kann  auf  den  ersten  Blick  also  bestenfalls  als

Auslegungssache  bezeichnet  werden,  niemals  aber  als  schrankenlos

betrachtet werden. In jedem Fall bedarf es einer juristischen Ausleuchtung

oder Diskussion und einer Konkretisierung durch die Rechtsprechung.

Diese juristische Erörterung kann wohl nicht vom StuRa erwartet werden.

Sowohl  strukturell  als  auch  inhaltlich  ergeben  sich  zu  große

Schwierigkeiten,  weshalb  er  externe  Expertise  einholen  sollte,  das

Ministerium um Rat fragen könnte, um damit Rechtssicherheit zu schaffen,

oder  zum  Beispiel  im  Rahmen  einer  Podiumsdiskussion  verschiedene

Akteur*innen und Expert*innen zu Wort kommen lassen könnte.

Der Umgang mit dem rechtlichen Ist-Zustand

Erkennt  man  an,  dass  die  Rechtslage  ungeklärt  oder  zumindest

auslegungs-  und  konkretisierungsbedürftig  ist,  kann  man  darüber

nachdenken, wie man mit dem rechtlichen Ist-Zustand verfährt.

Insofern spielt die von der Fachschaft Soziologie aufgeworfene Frage nach

einem aggressiven oder extensiven Umgang eine wichtige Rolle. Betätigt

oder äußert sich die Verfasste Studierendenschaft als Ganzes allgemein-

und parteipolitisch ohne zu wissen,  welche Schranken ihr  gesetzt  sind,

läuft sie Gefahr, rechtlich belangt zu werden.

So  steht  dem  einzelnen  Zwangsmitglied  bzw.  Studierenden  gegen  die

Verfasste Studierendenschaft  Abwehrrechte zu.  Auch externe Betroffene

könnten  sich  gegen  Kompetenzüberschreitungen  gerichtlich  zur  Wehr

setzen. Gerade die Freiburger Studierendenschaft hat damit Erfahrung.

Der  Ausgang  von  Rechtsstreitigkeiten  ist  im  Einzelnen  nicht  absehbar,

kann  der  Studierendenschaft  aber  Pflichten  auch  finanzieller  Art

auferlegen, die im Endeffekt alle Studierenden zu tragen haben.

Bei  dem Umgang mit  dem rechtlichen  Ist-Zustand kann  man sich  also

entscheiden,  aggressiv  vorzugehen  und  die  Grenzen  auszureizen  und

damit das Risiko rechtlicher Schritte mit ungewissem Ausgang einzugehen

oder defensiv zu bleiben und Risiken zu minimieren.



Hier  ist  eine  Grundsatzentscheidung  der  Verfassten  Studierendenschaft

mit breiter Diskussion und Beteiligung der Fachbereiche wichtig, auf die im

Einzelfall verwiesen werden kann, die aber aus systemischen Gründen nur

wenig rechtliche Verbindlichkeit herleiten kann. Allein das Konzentrieren

auf  diese  Frage  jedoch,  kann  eine  Risikoabschätzung  im  Einzelfall

erleichtern.

Hierbei  ist  uns  wichtig  zu  betonen,  dass  eine  Risikoabschätzung  zu

Gunsten des antifaschistischen Protestes sinnvoll und wichtig ist.

Der rechtliche und politische Soll-Zustand

Ungeachtet des Ist-Zustandes muss sich der StuRa auch die Frage stellen,

wo er mit seiner politischen Arbeit hin will. Er ist dabei weder verpflichtet,

sich  für  noch  gegen  das  allgemeinpolitische  oder  hochschulpolitische

Mandat zu entscheiden. Er hat aber die Möglichkeit, auf allen Wegen der

politischen Partizipation in die Politik hineinzuwirken und den rechtlichen

Soll-Zustand zu formulieren.

Das Mandat der Studierendenschaft einzuschränken ist dabei aus vielen

Gründen  abzulehnen.  Eine  Unterscheidung  allgemeinpolitischer  und

hochschulpolitischer  Sachverhalte  ist  in  den meisten Fällen  schwer,  die

Grenzen  sind  jedenfalls  fließend.  Zudem sind  Hochschulen  ein  Ort  des

interdisziplinären,  gesellschaftlichen Diskurses mit  einem breiten Schatz

an Fachwissen und Expertisen. Studierende waren schon immer Teil dieses

Diskurses und wirken damit  als  eine wichtige Gruppe von vielen in  die

Gesellschaft  hinein.  Die  Gremien  der  Studierendenschaft  sind

demokratisch legitimiertes Sprachrohr der Studierenden und müssen sich

deshalb auch allgemeinpolitisch äußern dürfen. Eine unsichere Rechtslage

und  die  gerichtliche  Sanktionierung  politischer  Betätigung  stehen  einer

offenen und wandelbaren Gesellschaft im Weg.

 Trotzdem muss auch diese Frage unter Beteiligung aller diskutiert werden

und vom Beschluss eines Antrages vorläufig besiegelt werden, auf dessen

Basis sich insbesondere der Vorstand der Verfassten Studierendenschaft

auf  lokaler  und  das  Außenreferat  auf  bundesweiter,  bisweilen

internationaler Ebene einbringen kann.



Sind Sitzblockaden legal?

Auf einer weiteren Ebene wurde diskutiert, welche Formen des Protestes

legitim  sind,  insbesondere,  ob  sogenannte  Sitzblockaden  strafrechtlich

relevant,  ordnungsrechtlich  angreifbar  oder  ansonsten  von  Sanktionen

bedroht sind.

Auch diese Frage muss einer juristischen Diskussion unterzogen werden,

zu der wiederum der StuRa selbst nicht in der Lage ist. Es bietet sich hier

an,  eine*n  Expert*in  einzuladen,  der*die  aktuelle  und  vergangene

Rechtsprechung und Literaturmeinungen zusammenfassen und darstellen

kann und ggf. eine Handlungsempfehlung aussprechen kann.

Rechtliche  Konsequenzen  bei  der  Unterstützung  illegaler

Aktivitäten

Sollten  die  vorangegangenen  juristischen  Fragen  zu  einem  Ergebnis

geführt  haben,  lässt  sich  im  Anschluss  eventuell  auch  beantworten,

welche  straf-,  verwaltungs-  oder  zivilrechtlichen  Konsequenzen  der

Verfassten  Studierendenschaft,  dem  Vorstand  oder  Einzelpersonen  bei

bestimmten  Entscheidungen  drohen.  Die  wiederum  auch  im  Einzelfall

unterschiedlich sein können.

Genauso  wie  dem  StuRa  beim  Bewilligen  von  Mitteln  an  die

Hochschulgruppe  „Die  Panzerknacker“  für  die  Finanzierung  eines

Fluchtfahrzeugs für den Besuch der Veranstaltung „Geldspeicherraub Nr.

987559“ eine Mittäter*innenschaft vorgeworfen werden könnte, kann auch

die  Bereitstellung  oder  Mitfinanzierung  eines  Busses  für

Demonstrant*innen  auf  dem  Weg  zu  einer  im  Voraus  angekündigten

illegalen Aktivität rechtliche Folgen haben.

Dabei  kann  man  sich  im  Regelfall  auch  nicht  allein  damit  selbst

entschuldigen,  dass  die  einzelnen  Insassen  des  Busses  ja  höchst

unterschiedliche  freie  Willensentscheidungen  treffen  würden,  wenn  die

Abfahrts- und Ankunftszeit sowie der Aufruf zur Mitfahrt so angelegt sind,

dass  möglicherweise  rechtlich  bedenkliche  –  dies  muss  wie  gesagt

rechtlich geklärt werden – Aktionen explizit ermöglicht werden sollen.

Auch auf dieser Ebene ist externe Expertise unabdingbar. Auf Basis dieser

gesonderten Einschätzung kann dann wie in den oben genannten Fällen



eine politische Entscheidung getroffen werden. Diese kann bei ungeklärter

Rechtslage  ebenfalls  einen  aggressiven  bzw.  defensiven  Umgang  mit

rechtlich nicht eindeutigen Sachverhalten enthalten.

Spielt es eine Rolle, wer was beschließt und sich wie äußert?

Im Rahmen all dieser Fragen gilt besonderes Augenmerk der Frage, aus

welcher  Position  zu  hochschul-  oder  allgemeinpolitischen  Sachverhalten

Stellung  bezogen  wird.  So  können  sich  Unterschiede  zwischen  der

Pressemitteilung  des  Vorstandes  und  derer  einer  Juso-Hochschulgruppe

ergeben, auch wenn diese nahezu wortgleich sind.

Für gewählte Vertreter*innen in den eher exekutiven Gremien können sich

nämlich  besondere  Neutralitätsverpflichtungen  ergeben,  während

einzelnen  Initiativvertreter*innen  nicht  verwehrt  bleiben  kann,  gegen

politisch Andersdenkende Stellung zu beziehen.

Ähnliches wie für den Vorstand kann aus systemischen Gründen für die

Fachbereichsvertreter*innen gelten.

Auch stellt sich die Frage, ob der StuRa bzw. AStA bestimmte Beschlüsse

aus rechtlichen Gründen nicht treffen darf.

Diese  Frage  muss  bei  der  Beantwortung  aller  zuvor  genannten

Fragestellungen  mitgedacht  werden,  um  ein  verlässliches  Ergebnis  zu

finden.

Wann ist eine Partei oder Meinung legitim?

Nicht zuletzt durch den Appell der Fachschaft Soziologie wurde die Frage

aufgeworfen,  was  Legitimität  bedeutet,  ob  die  AfD  eine  demokratische

oder verfassungsfeindliche Partei ist, ob man sie als demokratisch legitim

oder legitimiert bezeichnen kann oder ob das alles irrelevant ist, weil die

AfD eine illegitime Meinung vertrete.

Dabei  ist  erneut  unbedingt  die  rechtliche von der politischen Ebene zu

trennen.  Grundsätzlich  hat  man in  Deutschland  das  Recht,  Parteien  zu

gründen  und  sich  in  den  demokratischen  Prozessen  zu  betätigen.

Parteienverbote  sind  äußerst  selten  und  nur  unter  ganz  bestimmten

Voraussetzungen zulässig,  die  auch noch vom höchsten Gericht  geprüft

werden  müssen.  Bis  eine  Partei  verboten  ist,  hat  sie  im  Rahmen  der



Verfassung bestimmte Rechte. Die Ausübung dieser Rechte ist also durch

das Grundgesetz legitimiert. Die Verhinderung der Ausübung dieser Rechte

ist wegen dieser Legitimität vom Staat zu unterbinden.

Die  AfD  ist  mittlerweile  in  vielen  Landtagen  vertreten.  Sie  wurde

demokratisch gewählt und ist insofern in diesen Landtagen demokratisch

legitimiert.

Die AfD ist bei der Ausübung ihrer Rechte also durchaus angreifbar, ihre

Legitimierung  als  Partei  oder  die  rechtliche  Legitimität  einzelner

Aktivitäten  kann  angegriffen  werden.  Der  status  quo,  den  es  vielleicht

nicht zu bewahren gilt,  ist aber der, dass die Partei zur Ausübung ihrer

Aktivitäten legitimiert ist.

Auf  einer  politischen  Ebene  lassen  sich  die  von  der  AfD  vertretenen

Positionen angreifen bzw.  diskutieren.  Dabei  kann man zu dem Schluss

kommen, dass die AfD eine illegitime Meinung vertritt. Diese Definition ist

eine sehr subjektive, die im Grunde gleichbedeutend mit der Aussage ist,

man teile eine Meinung nicht. 

Wenn  man  jetzt  aber  rechtliche  und  politische  Ebene  vermischt,  dann

konstruiert man eine rechtliche Illegitimität über eine Diskrepanz zwischen

der  eigenen  Meinung  und  der  fremden  Meinung.  Davon  ist  dringend

abzuraten.  

Man  kann  also  entweder  auf  einer  politischen  Ebene  die  vertretenen

Meinungen der AfD diskutieren und – hoffentlich – Diskrepanzen feststellen

oder auf rechtlicher Ebene diskutieren, wie die AfD einzuschätzen ist und,

ob  ein  Verbotsverfahren  Erfolg  hätte.  Beides  kann  und  sollte  im

universitären Kontext geschehen.

Wie geht man mit Nazi-Parteien um?

Eine  letzte  Frage  und  vielleicht  eine  Gretchenfrage  des  aktuellen

politischen Diskurses ist die nach dem Umgang mit der AfD. Kann man mit

ihr auf Podiumsdiskussionen gehen, ignoriert man sie im Landtag? Wirft

man  ihr  Torten  ins  Gesicht?  Geht  man  gewalttätig  gegen  ihre

Veranstaltungen vor? Blockiert man Parteitage?

All diese Fragen sollten diskutiert werden. Die Antworten sind aber sehr

individuell. Wie sich der StuRa oder die Verfasste Studierendenschaft aber



positionieren  kann,  hängt  von  der  Beantwortung  der  vorangestellten

juristischen Fragen ab.

Abschließende Bemerkungen

Die  aufgeworfenen  Fragen  machen  deutlich,  dass  ein  ursprünglich

einfacher  Antrag auf  verschiedensten Ebenen diskutiert  und  beleuchtet

werden  kann.  Die  dargestellten  Ebenen  sollen  auch  keinesfalls

abschließend sein. Dass aber Bedarf an der Klärung oder Erörterung vieler

Fragen besteht,  zeigt  sowohl  die  ursprüngliche Diskussion als  auch der

emotionale  Einwurf  der  Fachschaft  Soziologie  und  die  anschließende

zweite große Diskussion im Studierendenrat.

Wenn man aber dazu übergeht, einzelne Fragen zu vermischen, dann führt

das mitunter zu keinen oder schlechten Ergebnissen. Nur weil jemand die

rechtlichen Konsequenzen fürchtend zu einer eher defensiven Auslegung

des politischen Mandats neigt, heißt das nicht gleich, dass er*sie die AfD

verteidigt. Dahinter könnte auch die Hoffnung, Angriffe auf die Verfasste

Studierendenschaft abzuwehren, stehen. Genauso wie hinter der Aussage

„Sie  haben  das  verfassungsmäßige  Recht,  Parteitage  abzuhalten!“  die

Anerkennung rechtstaatlicher Grundsätze und weniger die  Anerkennung

programmatischer  Grundsätze  der  AfD  stecken.  Trennt  man  hingegen

sauber  die  verschiedenen  Fragen  und  Ebenen  voneinander,  kann  das

Effizienz- und Erkenntnisgewinne bedeuten.

Für  die  Beantwortung  der  Fragen  hat  die  Verfasste  Studierendenschaft

bereits jetzt  zahlreiche Instrumente.  Jedes der angesprochenen Themen

kann  in  einzelnen  Vorträgen,  Seminaren  oder  Workshops  bearbeitet

werden. Das Referat für politische Bildung, das Außenreferat, das Referat

gegen  Faschismus  oder  andere  können  für  die  Bildungsarbeit  sorgen,

während  über  den  Rechtsmitteltopf  juristische  Expertise  eingefordert

werden  kann.  Dazu  können  verschiedene  Beteiligte  angeregt  oder  ggf.

imperativ mandatiert werden. Die Veranstaltungen können gefilmt werden

und so z.B. online für die zukünftigen Generationen gesichert werden. 

Ohne  externen  Input  ist  eine  politische  Entscheidungsfindung  im

Studierendenrat  allerdings  schwer  vorstellbar.  Nach  der  außerhalb  des



StuRa  stattfindenden  Bildung  kann  dann  mittels  von  Anträgen,  z.B.

Satzungsänderungsanträgen, eine politische Positionierung erfolgen.

Bis  dahin kann man auch andere,  nicht  ganz so ehrliche Wege gehen,

denn  all  diese  Probleme  hätte  man  nicht,  wenn  Anträge  klüger  und

taktischer formuliert und vorgestellt  würden. Denn hätte man im Aufruf

auf  den  Hinweis  zu  Blockaden  verzichtet,  von  einer  politischen

Bildungsfahrt und der Teilnahme an einer Kundgebung gegen Rassismus –

nicht gegen die völkische, rassistische, sexistische AfD - gesprochen und

die  frühe  Abfahrt  um  3  Uhr  morgens  mit  einer  Stadtbesichtigung

gerechtfertigt, die der kulturellen Bildung der Studierenden dienen solle,

hätte man vermutlich weitaus weniger Gegenwind bekommen.
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